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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Seit dem Aufstieg in die 2. Bundesliga ver-
zeichnet der SV 07 Elversberg e.V. zu den 
Heimspielen stetig wachsende Zuschauer-
zahlen. Dies liegt mitunter auch an der gro-
ßen Zahl mitreisender Auswärtsfans, die 
Ihre Mannschaften nach Elversberg beglei-
ten und anfeuern möchten. 

Die Infrastruktur rund um die Ursapharm-
Arena an der Kaiserlinde in Elversberg ist in 
den vergangenen Jahren ebenfalls stetig 
mitgewachsen (Derzeit befindet sich mit der 
neuen Nordtribüne der letzte Teilabschnitt 
des Stadionausbaus zum Bundesligastadion 
im Bau). 

Um auch langfristig den Auflagen der Deut-
schen Fußball Liga (DFL) gerecht zu werden, 
sind seitens des SV 07 Elversberg e.V. zu-
sätzliche Stellplätze im Umfeld der Arena 
nachzuweisen.

Aufgrund der fehlenden Flächenressourcen 
innerhalb der Gemarkungsbereiche Spiesen 
und Elversberg weitete der SV 07 Elvers-
berg e.V. die Suche nach einer entsprechen-
den Fläche auf die angrenzenden Gemar-
kungen aus. 

Das Plangebiet befindet sich südlich des 
Umspannwerkes Heinitz der VSE Verteilnetz 
GmbH und der Friedrichsthaler Straße sowie 
nördlich der Bundesautobahn A 8. 

Aktuell beurteilt sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit nach § 35 BauGB (Bauen im 
Außenbereich). Auf dieser Grundlage kann 
das Vorhaben nicht realisiert werden. Zur 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzungen bedarf es daher der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes. 

Der Stadtrat der Kreisstadt Neunkirchen hat 
gem. § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 1 BauGB die 
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 143 „Stellplatz-
anlage SV 07 Elversberg e.V.“ beschlossen.

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche 
von ca. 2,05 ha. 

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
ein gesonderter Bestandteil der Begrün-
dung. (Der Umweltbericht wird erst nach 
der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
gem. § 4 Abs. 1 BauGB fertiggestellt. Auf 

Basis der frühzeitigen Beteiligung wird zu-
nächst der erforderliche Umfang und 
Detaillierungsgrad des Umweltberichts 
gem. § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB ermittelt.)

Mit der Erstellung des Bebauungsplans ist 
die Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Mit der Erstellung des Umweltberichts ist 
das Büro Matthias Habermeier, Jahnstraße 
21, 66440 Blieskastel, beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt 
Neunkirchen stellt das Plangebiet als Flä-
che für Wald dar. Nachrichtlich ist der 
Verlauf einer oberirdischen Hauptversor-
gungsleitung dargestellt. Der vorliegende 
Bebauungsplan widerspricht somit dem 
Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB, 
wonach Bebauungspläne aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickeln sind. Aus die-
sem Grund wird für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans der Flächennutzungs-
plan im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 
BauGB teilgeändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich liegt südlich des Um-
spannwerkes Heinitz der VSE Verteilnetz 
GmbH und der Friedrichsthaler Straße sowie 
nördlich der Bundesautobahn A 8.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt: 

•	 im Norden durch das Umspannwerk 
Heinitz der VSE Verteilnetz GmbH und 
die Friedrichsthaler Straße,

•	 im Osten und Westen durch Wald- 
flächen,

•	 im Süden durch eine mit Gehölzstruktu-
ren versehene Böschung zur Bundes-
autobahn A 8.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
plans zu entnehmen.

Nutzung des Plangebiets, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Umfeld des Plangebietes ist durch das 
Umspannwerk Heinitz der VSE Verteilnetz 
GmbH, die Friedrichsthaler Straße, die Bun-
desautobahn A 8 sowie angrenzende Wald- 
und Freiflächen geprägt. Auf einem benach-
barten Grundstück befindet sich ein be-
stehender Hundesportplatz samt Vereins-
heim. Dieser liegt außerhalb des Geltungs-
bereichs und ist nicht Gegenstand der vor-
liegenden Planung.

Das Plangebiet stellt sich derzeit als Grün- 
bzw. Freifläche mit Brachen und Strauchbe-
stand dar. Bäume sind innerhalb des Plan-
gebiets allenfalls vereinzelt vorhanden. Prä-
gende Baumbestände im Bereich des be-
nachbarten Hundesportplatzes oder an-
grenzender Waldflächen liegen außerhalb 
des Geltungsbereichs.

Das Plangebiet befindet sich aktuell noch 
im Eigentum des SaarForst Landesbetriebes 
(SFL). Der Verkaufsvertrag zwischen Land/
Saarforst Landesbetrieb und der SV 07 El-
versberg e.V. befindet sich derzeit in der no-
tariellen Abwicklung.

Topografie des Plangebiets

Das Plangebiet ist weitestgehend eben. 
Auswirkungen auf die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sind nicht zu erwarten.

Verkehr

Das Plangebiet ist bereits über die Fried-
richsthaler Straße grundsätzlich erschlos-
sen. Die Friedrichsthaler Straße bindet das 
Plangebiet im weiteren Verlauf an die L 112 
und somit an das örtliche und überörtliche 
Verkehrsnetz an. Über die L 112 besteht die 
direkte Anbindung zur Autobahnanschluss-
stelle „Elversberg“ der A 8. 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthofoto mit Geltungsbereich (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: © GeoBasis DE/LVGL-SL (2026); Bearbeitung: Kernplan

Ursapharm-Arena

Friedrichsthaler Straße

Plangebiet

Lindenstraße

Umspannwerk

A 8 

A 8 

L 112

L 112

Gemarkung Elversberg

Gemarkung Neunkichen

Gemarkung Friedrichsthal
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Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. §  1 Abs.  7 
BauGB und das Gebot des schonenden Um-
gangs mit Grund und Boden gem. §  1a 
Abs. 2 BauGB verlangen eine Prüfung der 
Flächeninanspruchnahme, die kritische 
Würdigung sich aufdrängender Standort
alternativen, sowie in Grundzügen alterna-
tive Formen der Bodennutzung und Er-
schließung. Dadurch wird sichergestellt, 
dass der geplante Standort private und öf-
fentliche Belange so gering wie möglich be-
einträchtigt (Verträglichkeit) und die Pla-
nungsziele am besten erreicht. 

Mit der Errichtung einer zusätzlichen Stell-
platzanlage soll der stetig wachsende Be-
darf im fußläufigem Umfeld der Ursapharm-
Arena in Elversberg gedeckt werden. 

Der Standort zwischen dem Umspannwerk 
Heinitz der VSE Verteilnetz GmbH und der 
Friedrichsthaler Straße ist für das Vorhaben 
prädestiniert, da das Plangebiet zum einen 
in fußläufiger Entfernung zur Ursapharm-
Arena in Elversberg sowie zum anderen zur 
Autobahnanschlussstelle „Elversberg“ der 
A 8 gelegen ist. Gegenseitige Beeinträchti-
gungen können aufgrund der umgebenden 
Nutzungen ausgeschlossen werden.  

Es gibt ferner keine naheliegenden Flächen 
die sich für eine entsprechende Nutzung 
anbieten würden. Aufgrund der erforderli-
chen Flächengröße kommen keine Standor-
te im Innenbereich des Siedlungskörpers 
von Spiesen-Elversberg als Alternativen 
zum gewählten Standort in Betracht.

Weitere mögliche Standorte im Außenbe-
reich, die in fußläufiger Entfernung zur Ur-
sapharm-Arena liegen und nicht der Land- 
oder Forstwirtschaft zugehörig sind, sind 
aufgrund von naturschutzfachlichen Rest-
riktionen ausgeschlossen. Dies führt dazu, 
dass nur forstwirtschaftliche Flächen als 
potenzielle Standorte in Frage kommen. 
Sollte diese Option nicht verfolgt werden, 
wäre die Planung in der Kreisstadt nicht 
umsetzbar.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und da-
mit Anschlusspunkte sind aufgrund der an-
grenzenden Bestandsbebauung (Umspann-
werk Heinitz der VSE Verteilnetz GmbH) be-
reits grundsätzlich vorhanden.

Hierbei handelt sich um einen Mischwasser-
kanal. 

Ein Trennsystem liegt in der näheren Umge-
bung des Plangebietes jedoch nicht vor.

Der nächstgelegene Vorfluter (Elversbach) 
liegt ca. 130 m südöstlich des Plangebietes. 
Der Aufwand, der für die Anbindung an die-
sen Vorfluter betrieben werden müsste, wä-
re jedoch - vor dem Hintergrund der dazwi-
schenliegenden in Fremdeigentum befindli-
chen Flächen- insbesondere aufgrund der 
dazwischenliegenden Bundesautobahn A 8 
sowie in Anbetracht der damit verbundenen 
Kosten, die das Vielfache der Kosten für die 
Anbindung an den bestehenden Mischwas-
serkanal in der Friedrichsthaler Straße über-
steigen würden, unverhältnismäßig hoch. 
Der Ausnahmetatbestand des § 49 a Abs. 4 
SWG ist somit gegeben. 

Das auf der geplanten Stellplatzanlage an-
fallende Niederschlagswasser ist vollstän-
dig auf dem Grundstück zu versickern. 

Gemäß des Kartendienstes zur potenziellen 
Versickerungseignung des Bodens ist der 
Geltungsbereich für eine Versickerung be-
dingt geeignet. (Quelle: ©GeoBasis-DE / LVerm-
GeoRP 2024, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de 
[Daten bearbeitet], Geoportal Saarland, Stand der Ab-
frage: 20.04.2026) 

Dies ist nur ein Anhaltspunkt und muss im 
Zuge der Detailplanung erneut geprüft wer-
den. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung mit 
den Ver- und Entsorgern abgestimmt wer-
den.

Versickerungsfähigkeit des Bodens (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet; blau =
Plangebiet); Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage 20.04.2026 
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
Belange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

Zentralörtliche Funktion Kernzone des Verdichtungsraumes, Verflechtungszentrum Mittelzentrum 

Vorranggebiete Vorranggebiete sind von der Planung nicht betroffen.

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Keine Restriktionen für das Vorhaben

•	 Keine weiteren speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Landschaftsprogramm •	 Keine weiteren speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

•	 Der räumliche Geltungsbereich befindet sich nicht innerhalb eines Natura 2000-Ge-
bietes, so dass eine direkte Beeinträchtigung eines Gebietes von gemeinschaftlicher 
Bedeutung ausgeschlossen werden kann.

Sonstige Schutzgebiete: Landschafts-
schutz-, Wasserschutzgebiete, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Naturparks, National-
parks, Biosphärenreservate, Regionalparks

•	 Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines Projektraumes; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

•	 Nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

•	 Nicht betroffen

LIK. Nord •	 Liegt innerhalb des Naturschutz-Großprojektes „Landschaft der Industriekultur 
Nord“ (LIK. Nord), aber nicht innerhalb eines der Kerngebiete

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt Neunkirchen stellt das Plangebiet als Fläche 
für Wald dar. Nachrichtlich ist der Verlauf einer oberirdischen Hauptversorgungsleitung 
dargestellt. Der vorliegende Bebauungsplan widerspricht somit dem Entwicklungsgebot 
nach § 8 Abs. 2 BauGB, wonach Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln sind. Aus diesem Grund wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplans der 
Flächennutzungsplan im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB teilgeändert.

Bisherige Darstellung:

Änderung: 
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs-
planes ist die Errichtung einer zusätzlichen 
Parkplatzfläche für den Sportpark Kaiserlin-
de zur Deckung des erhöhten Stellplatzbe-
darfs. 

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-14 
BauNVO

Sonstiges Sondergebiet „Stellplatz-
anlage“ (SOSTELLPLATZ)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 
2 BauNVO 

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO sind solche Ge-
biete als Sonstige Sondergebiete darzustel-
len, die sich von den Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterschei-
den. 

Das Plangebiet wird überwiegend als Sons-
tiges Sondergebiet „Stellplatzanlage“ fest-
gesetzt. In diesem Bereich sind dem Sport-

park Kaiserlinde zugeordnete Stellplätze zu-
lässig.

Die Festsetzung ermöglicht die Errichtung 
einer zusätzlichen Parkplatzfläche für den 
Sportpark Kaiserlinde und wirkt gleichzeitig 
dem wilden Parken entlang der angrenzen-
den Straßen entgegen.

In diesem Bereich sind alle Nutzungen zu-
lässig, die für den ordnungsgemäßen Be-
trieb der Stellplatzanlage notwendig und 
erforderlich sind. 

Hierzu gehören neben der baulichen Anla-
gen wie Kassenhaus und -automat sowie 
Schrankenanlagen, Verbindungswege, Zu-
fahrten und Zuwegungen sowie Zaunanla-
gen zur Sicherung einzelner Anlagenteile.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Max. versiegelbare Grundflächen 
(GR)

Gem. 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 19 
BauNVO 

Zur Reduzierung der Versiegelung und des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
wird für das Sonstige Sondergebiet eine 
maximal versiegelbare Grundfläche festge-
setzt.

Für das Sonstige Sondergebiet „Stellplatz-
anlage“ wird festgesetzt, dass die max. ver-
siegelte Fläche (Fahrspuren) maximal 5.500 
m2 und die max. teilversiegelte Fläche (Stell-
plätze) maximal 9.000 m2 erreichen darf. 

Diese Flächenangabe wird im Laufe des Ver-
fahrens verfeinert und bildet die Grundlage 
der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gem. 

Ausschnitt der Planzeichnung, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan GmbH

KONZEPT

Quelle: S.I.G. SCHROLL CONSULT GmbH, Saarbrücken; Bearbeitung: Kernplan

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SOSTELLPLATZ
SONSTIGES SONDERGEBIET „STELLPLATZANLAGE“ (SOSTELLPLATZ)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

GR MAXIMAL VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

I ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 ABS. 1 BAUNVO)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT BEBAUBAR SIND, HIER: BAUVERBOTS- / BAUBESCHRÄNKUNGSZONE DER BUNDESAUTOBAHN A 8 (A 8) // SCHUTZSTREIFEN 
110-KV-HOCHSPANNUNGSFREILEITUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 UND ABS. 6 BAUGB)

ANSCHLUSS AN ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN, HIER: EIN- UND AUSFAHRTSBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

STRASSENBEGRENZUNGSLINIE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN, HIER: 110-KV-HOCHSPANNUNGSFREILEITUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB)

GEMARKUNGSGRENZE NEUNKIRCHEN / ELVERSBERG

Art der baulichen 
Nutzung

-

Grundfl äche
Zahl der 

Vollgeschosse

- -

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Stadtrat hat am __.__.____ die Einleitung 
des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungspla-
nes beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

Neunkirchen,, den __.__.____

 ________________
 Der Oberbürgermeister

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ früh-
zeitig beteiligt  und von der Planung unterrichtet 
(§ 3 Abs. 1 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit elektronischem Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und von der Pla-
nung unterrichtet und um Äußerung auch im Hin-
blick auf den erforderlichen Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung nach §  2 Abs.  4 
BauGB (Scoping) aufgefordert (§ 4 Abs. 1 BauGB). 
Ihnen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellungnahme eingeräumt.

• Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am __.__.____ 
den Entwurf gebilligt und die Veröffentlichung des 
Bebauungsplanes im Internet inkl. einer Auslegung 
beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung mit Umweltbericht, wurde 
in der Zeit vom __.__.____ bis ein schließlich 
__.__.____ im Internet veröffentlicht und zur An-
sicht und zum Herunterladen bereitgehalten (§ 3 
Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öffentliche 
Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Veröffentlichungs-
frist von jedermann elektronisch per Mail, oder bei 
Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können, und dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli-
chung im Internet / Auslegung elektronisch be-
nachrichtigt (§  3 Abs.  2 BauGB und §  4 Abs.  2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellungnahme ein-
geräumt. 

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen seitens 
der Öffentlichkeit, Behörden und der sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange sowie der Nachbarge-
meinden Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Stadtrat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB).

• Der Stadtrat hat am __.__.____ den Bebauungs-
plan als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). 
Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begrün-
dung mit Umweltbericht.

• Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Neunkirchen,, den __.__.____   

 ________________
 Der Oberbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. §  44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB auf die Rechtsfolgen 
des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung mit 
Umweltbericht, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Neunkirchen,, den __.__.____   

 ________________
 Der Oberbürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
Kreisstadt Neunkirchen
Oberer Markt 16
66538 Neunkirchen

Stand der Planung: 13.05.2026
VORENTWURF

Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH

Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
Tel: 0 68 25 - 4 04 10 70 
email: info@kernplan.de

Geschäftsführer: 
Dipl.-Ing. Hugo Kern   
Dipl.-Ing. Sarah End

Teil A:
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Bebauungsplan in der Kreisstadt Neunkirchen, 
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Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen gelten u. a. folgende Gesetze und Verordnungen 
in den jeweils gültigen Fassungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 189).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfl ege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 87).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84).

• Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 
1206), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. 
August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 855).

• Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) des 
Saarlandes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 12. November 2025 
(Amtsbl. I S. 1086).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 51 des Gesetzes vom 27. 
August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 864).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 27. August 2025 
(Amtsbl. I S. 854, 855).

• Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - 
LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Oktober 1977 (Amtsbl. I S. 1009), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 12. Juni 2024 (Amtsbl. I 
S. 500).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 09. Oktober 2024 (Amtsbl. I S. 854).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

PLANGEBIET

SOSTELLPLATZ -

GR 1 
5.500 m2

GR 2 
9.000 m2
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- -
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§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse lei-
tet sich aus der geplanten Bebauung ab 
(z.B. Kassenhaus). 

Die Festsetzung ermöglicht eine angemes-
sene Integration ohne erhebliche Beein-
trächtigung des Stadt- und Landschafts- 
bildes.

Fläche für Stellplätze

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Fläche für Stellplätze 
dient der Ordnung des ruhenden Verkehrs. 
Parksuchverkehr in der Umgebung wird so-
mit vermieden. Die Stellplätze sind in der 
dafür festgesetzten Fläche zulässig.

Innerhalb der Fläche für Stellplätze sind 
Stellplätze, Verbindungswege, Zufahrten 
und Zuwegungen sowie alle sonstigen für 
den ordnungsgemäßen Betrieb der Stell-
platzanlage erforderlichen Einrichtungen 
(z.B. Kassenhaus und -automat, Schranken-
anlagen) zulässig.

Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten bzw. nur einge-
schränkt bebaubar sind; hier: 
Bauverbots- / Baubeschrän-
kungszone der Bundes-Auto-
bahn A 8 (A 8) // Schutzstreifen 
110-kV-Hochspannungsfreilei-
tungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Der Geltungsbereich liegt in kurzer Entfer-
nung zur A 8. Aus diesem Grund gelten die 
gesetzlichen Vorgaben des FStrG für das 
Planvorhaben. Mit der getroffenen Festset-
zung wird gewährleistet, dass keine negati-
ven Auswirkungen auf die Verkehrssicher-
heit der A 8 durch das Planvorhaben zu er-
warten sind. Die entsprechenden Hinweise 
werden in den Bebauungsplan eingestellt.

Analog mit den Schutzstreifen entlang der 
Versorgungsleitungen wird ein Bereich defi-
niert, der mit Leitungsrechten zugunsten 
des Versorgungsträges zu belasten ist.

Die Belastung von Teilen des Plangebietes 
mit Leitungsrechten dient zum einen dazu, 
dem Versorgungsträger die Zugänglichkeit 

der Grundstücke zu Wartungs-/Instandhal-
tungszwecken zu gewährleisten und zum 
anderen zum Schutz der Versorgungslei-
tung.

Vor der Bebauung dieser Fläche müssen die 
erforderlichen Einweisungen und Bauanträ-
ge rechtzeitig mit dem Versorgungsträger 
abgestimmt werden.

Anschluss an öffentliche Stra-
ßenverkehrsflächen, hier: Ein- 
und Ausfahrtbereich

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Mit der Festsetzung der Ein- und Ausfahrt-
bereiche wird sichergestellt, dass die Ein-
und Ausfahrten langfristig an den verkehrs-
technisch günstigen Positionen angelegt 
werden und keine weiteren Ein- und Aus-
fahrtbereiche an anderer Stelle hergestellt 
werden können.

Oberirdische Versorgungsleitun-
gen; hier: 110-kV-Hochspan-
nungsfreileitungen 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verlaufen 110-kV-
Freileitungen. Die Verläufe der Leitungen 
werden aus Vorsorgegründen in den Bebau-
ungsplan übernommen. Vor der Bebauung 
dieser Flächen müssen die erforderlichen 
Einweisungen rechtzeitig mit dem Versor-
gungsträger abgestimmt werden.

Private Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Bereiche innerhalb des Geltungsbe- 
reiches, die nicht für die Errichtung der Stell-
platzanlage benötigt werden, werden als 
private Grünflächen festgesetzt und dienen 
auch als Eingrünung zur angrenzenden 
Bundesautobahn A 8.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 

Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen.

Erhaltung von Bäumen,  
Sträuchern und sonstigen  
Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Die bestehende Gehölzstrukturen innerhalb 
der entsprechend gekennzeichneten Flä-
chen sind zum Erhalt vorgesehen. Somit 
wird gewährleistet, dass der schützenswer-
te Bestand erhalten und der Eingriff in die 
Natur und Landschaft auf das notwendige 
Maß reduziert wird.

Externe Kompensationsmaß-
nahmen

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Die externen Kompensationsmaßnahmen 
werden nach Vorlage des finalen Umwelt-
berichtes ergänzt.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (gemäß 
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. SWG 
und LBO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän- 
disches Wassergesetz)

Die festgesetzte Abwasserbeseitigung dient 
der ordnungsgemäßen Entwässerung aller 
Flächen innerhalb des Plangebietes. Die 
Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund der 
bestehenden Bebauung in der unmittelba-
ren Umgebung bereits grundsätzlich vor-
handen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gemäß § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der saarlän-
dischen Landesbauordnung (LBO) gestalte-
rische Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
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che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 

Zur Realisierung des Planvorhabens sind 
Geländemodellierungen in Form von Bö-
schungen, Abgrabungen, Aufschüttungen 
und Stützwände zulässig. 

Die Zulässigkeit von Einfriedungen dient 
dem Schutz vor Sachbeschädigung und 
Diebstahl.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs.  7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des §  1 Abs.  6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Lebensbedingungen vor-
findet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 

Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Aufgrund der Entfernung zum Siedlungs-
körper sind keine wesentlichen Beeinträch-
tigungen mit dem Bestand im Umfeld zu er-
warten. Das Umfeld ist mit Ausnahme des 
Umspannwerkes insbesondere durch Grün-, 
Frei- und Waldflächen sowie bestehende 
Verkehrsinfrastrukturen geprägt.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung an gesunde und sichere Wohn- und 
Arbeitsbedingungen nach.

Aufgrund der Lage im ehemals bergbaulich 
geprägten Raum wird die bergbauliche His-
torie des Plangebiets im weiteren Verfahren 
berücksichtigt. Hierzu werden vorhandene 
Erkenntnisse zu möglichen bergbaulichen 
Einwirkungen, Altbergbau, Grubenbauen, 
Tagesöffnungen oder sonstigen unter-
grundbezogenen Risiken abgefragt und be-
wertet. Soweit sich hieraus Anhaltspunkte 
für planungs- oder ausführungserhebliche 
Risiken ergeben, sind diese im Rahmen der 
weiteren Planung bzw. Bauausführung 
durch geeignete Untersuchungen, insbe-
sondere eine baugrund- bzw. standsicher-
heitstechnische Bewertung, zu konkretisie-
ren. Nach derzeitigem Kenntnisstand ste-
hen entsprechende Belange der Planung 
nicht grundsätzlich entgegen.

Auswirkungen auf wirtschaftliche Be-
lange / ökonomische Auswirkungen

Die geplante Stellplatzanlage steht in einem 
funktionalen Zusammenhang mit der Nut-
zung der Ursapharm-Arena als höherklassi-
ge Sportstätte. Sie dient der geordneten Ab-
wicklung des veranstaltungsbezogenen 
Stellplatzbedarfs an Spiel- und Veranstal-
tungstagen mit erhöhtem Besucheraufkom-
men und ist damit ein Baustein zur Siche-
rung der für den Spiel- und Veranstaltungs-
betrieb erforderlichen Infrastruktur.

Mit dem Spiel- und Veranstaltungsbetrieb 
sind regelmäßig auch wirtschaftliche Effek-
te für die Region verbunden. Hierzu zählen 
insbesondere Besucherfrequenzen, Ausga-
ben von Zuschauern und Gästen, Nachfra-
geeffekte in den Bereichen Gastronomie, 
Einzelhandel, Hotellerie, Mobilität, Sicher-
heits- und Ordnungsdienste sowie sonstige 

veranstaltungsbezogene Dienstleistungen. 
Darüber hinaus kann die dauerhafte Siche-
rung der infrastrukturellen Rahmenbe- 
dingungen zur Standortstärkung, zur regio-
nalen Wahrnehmung und zur Stabilisierung 
sport- und veranstaltungsbezogener Wert-
schöpfung beitragen.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbilds

Mit der Realisierung des Planvorhabens ist 
eine Veränderung des bisherigen Freiraum-
charakters verbunden. Die Planung führt zu 
einer zusätzlichen Inanspruchnahme einer 
bislang als Grün- bzw. Freifläche mit Bra-
chen und Strauchbestand beschriebenen 
Fläche. Bäume sind innerhalb des Plange-
biets allenfalls vereinzelt vorhanden. Prä-
gende Baumbestände auf benachbarten 
Grundstücken, insbesondere im Bereich des 
außerhalb des Geltungsbereichs liegenden 
Hundesportplatzes oder angrenzender 
Waldflächen, sind nicht Gegenstand der 
vorliegenden Planung.

Die Auswirkungen auf das Stadt- und 
Landschaftsbild sind jedoch räumlich be-
grenzt. Das Plangebiet ist nicht Teil eines 
ungestörten Landschaftsraumes, sondern 
bereits durch technische Infrastruktur und 
Verkehrsanlagen vorgeprägt. Zudem sieht 
der Bebauungsplan Maßnahmen zur Be-
grenzung und Minderung der Eingriffe vor, 
insbesondere die Begrenzung der zulässi-
gen Versiegelung, die wasserdurchlässige 
Ausgestaltung wesentlicher Stellplatzflä-
chen sowie den Erhalt festgesetzter Gehölz-
strukturen innerhalb des Geltungsbereichs.

Unter Berücksichtigung dieser Maßnahmen 
sind nach derzeitigem Stand keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild zu erwarten.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Zum planungsrelevanten Kenntnisstand las-
sen sich keine artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände erkennen, die dem Vorha-
ben grundsätzlich entgegenstehen.

Hinweise auf das Vorkommen von ökolo-
gisch hochwertigen Tier- und Pflanzenarten, 
deren Vorkommen der Errichtung einer 

Auswirkungen des Bebauungsplans, Abwägung
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Stellplatzanlage entgegenstehen könnte, 
liegen insgesamt nicht vor.

Die konkreten artenschutzrechtliche Belan-
ge mit einer abschließenden Bewertung 
und Darlegung potenziell einzuhaltender 
Schutzanforderungen gem. § 44 BNatSchG 
werden nach Vorlage des Umweltberichtes 
ergänzt.

Die Eingriffe in Natur und Landschaft sind 
kompensierbar. Die konkrete Ermittlung von 
Art und Umfang der notwendigen Kompen-
sationsmaßnahmen und ggf. erforderlicher 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men erfolgt nach Vorlage des Umweltbe-
richtes.  

Die Auswirkungen werden im weiteren Ver-
fahren nach Vorlage des Umweltberichtes 
ergänzt.

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich um eine erschlossene Fläche im 
Außenbereich.

Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen zur 
Begrenzung der Versiegelung, um einen 
schonenden Umgang mit Grund und Boden 
zu gewährleisten und die ökologischen Bo-
denfunktionen zu erhalten, soweit wie es 
mit der Planung vereinbar ist.

Hinweise stellen gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB 
und § 7 BBodSchG sicher, dass bei der Er-
schließung auf einen sparsamen, schonen-
den und fachgerechten Umgang mit Boden 
zu achten ist, Bodenarbeiten nach den ein-
schlägigen Vorschriften der DIN 18 915 
durchzuführen und vorhandene Oberböden 
zu verwerten sind. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Die Planung dient der Schaffung zusätzli-
cher Stellplätze im Umfeld der Ursapharm-
Arena und kann damit zu einer Ordnung 
des ruhenden Verkehrs sowie zur Entlas-
tung ungeordneter Parkvorgänge im Um-
feld beitragen. 

Bei der Bewertung der verkehrlichen Aus-
wirkungen ist zu berücksichtigen, dass die 
Stellplatzanlage nicht als täglich intensiv 
genutzter Parkplatz vorgesehen ist. Die 
Nutzung dient vorrangig der Abwicklung 
des ruhenden Verkehrs an Spiel- und Veran-
staltungstagen mit erhöhtem Besucherauf-
kommen. Beim Fußball betrifft dies regel-

mäßig die Heimspieltage des SV 07 Elvers-
berg e.V.. Dies entspricht in der Regel etwa 
20 Nutzungstagen pro Jahr. Darüber hinaus 
kann eine Nutzung bei einzelnen sonstigen 
Großveranstaltungen, insbesondere ab 
einer Größenordnung von etwa 5.000 Be-
suchern, in Betracht kommen. Die zusätzli-
chen Verkehrsbewegungen sind daher zeit-
lich deutlich begrenzt und konzentrieren 
sich auf wenige Veranstaltungstage.

Aufgrund der bestehenden Anbindung des 
Plangebietes an die Friedrichsthaler Straße, 
die L 112 und die Anschlussstelle „Elvers-
berg“ der A 8 erscheint die verkehrliche Er-
schließung nach derzeitigem Stand grund-
sätzlich geeignet. Die Ver- und Entsorgung 
ist im Grundsatz gesichert. Das Schmutz-
wasser ist an die vorhandene öffentliche 
Kanalisation anzuschließen. Das auf dem 
Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
ist vollständig auf dem Grundstück zu versi-
ckern. Da der Standort nach der vorliegen-
den Einschätzung nur bedingt für eine Ver-
sickerung geeignet ist, ist die konkrete tech-
nische Ausgestaltung im Rahmen der De-
tailplanung und in Abstimmung mit den zu-
ständigen Stellen weiter zu konkretisieren.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas und des Hochwasserschutzes

Mit der Umsetzung des Bebauungsplans 
sind zusätzliche versiegelungsbedingte Wir-
kungen auf Mikroklima und Oberflächenab-
fluss verbunden. Angesichts der zulässigen 
voll- und teilversiegelten Flächen ist daher 
nicht nur von geringfügigen, sondern von 
begrenzten zusätzlichen Erwärmungs- und 
Abflusswirkungen auszugehen.

Erheblich nachteilige Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas und des Hochwasser-
schutzes sind nach derzeitigem Stand je-
doch nicht zu erwarten. Hierfür sprechen 
die Lage des Plangebietes außerhalb dicht 
bebauter Siedlungsbereiche, die bestehen-
de Vorprägung durch technische Infrastruk-
tur und Verkehrsanlagen sowie die im Be-
bauungsplan vorgesehenen Minderungs-
maßnahmen, insbesondere die überwie-
gend wasserdurchlässige Gestaltung der 
Stellplatzflächen, der Erhalt randlicher Ge-
hölzstrukturen und die vorgesehene Versi-
ckerung des Niederschlagswassers auf dem 
Grundstück. Die abschließende Bewertung 
bleibt dem weiteren Verfahren und dem 
Umweltbericht vorbehalten.

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Die Belange der Landwirtschaft werden 
nach derzeitigem Stand nicht berührt. 
Vorranggebiete für die Landwirtschaft sind 
nicht betroffen.

Forstwirtschaftliche Belange werden be-
rührt, da der Geltungsbereich im rechts-
wirksamen Flächennutzungsplan bislang 
als Fläche für Wald dargestellt ist und aktu-
ell noch im Eigentum des SaarForst Landes-
betriebes steht. Der Verkaufsvertrag zwi-
schen Land/SaarForst Landesbetrieb und 
der SV 07 Elversberg e.V. befindet sich der-
zeit in der notariellen Abwicklung. Tatsäch-
lich stellt sich das Plangebiet derzeit als 
Grün- bzw. Freifläche mit Brachen und 
Strauchbestand dar. Bäume sind allenfalls 
vereinzelt vorhanden. Prägende Baumbe-
stände auf benachbarten Grundstücken, 
insbesondere im Bereich des außerhalb des 
Geltungsbereichs liegenden Hundesport-
platzes, sind nicht Gegenstand der Planung.

Vor dem Hintergrund des nachgewiesenen 
Stellplatzbedarfs, der Standortanforderun-
gen im fußläufigen Umfeld der Arena und 
des Fehlens geeigneter Alternativstandorte 
erscheint die Betroffenheit forstwirtschaftli-
cher Belange nach derzeitigem Stand je-
doch grundsätzlich abwägbar. Die konkre-
ten Auswirkungen und gegebenenfalls er-
forderlichen Ausgleichsmaßnahmen sind im 
weiteren Verfahren zu konkretisieren.

Auswirkungen auf private Belange 

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert 
der Grundstücke, auch der Grundstücke im 
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. Vielmehr dient das Vorhaben der Bereit-
stellung zusätzlicher Stellplätze für den ver-
anstaltungsbezogenen Stellplatzbedarf im 
Umfeld der Ursapharm-Arena. Die Nutzung 
der Stellplatzanlage ist vorrangig auf Spiel- 
und Veranstaltungstage mit erhöhtem Be-
sucheraufkommen ausgerichtet und stellt 
keine dauerhaft intensiv genutzte allgemei-
ne Parkplatzanlage dar.

Es sind keine erheblich nachteiligen Auswir-
kungen auf private Belange zu erwarten (al-
le bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten). 
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Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplans

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Realisierung einer 
Stellplatzanlage für den veranstaltungs-
bezogenen Stellplatzbedarf im Umfeld 
der Ursapharm-Arena,

•	 Sicherung und Stärkung der für den hö-
herklassigen Spielbetrieb erforderlichen 
Infrastruktur mit positiven sportlichen, 
infrastrukturellen und wirtschaftlichen 
Effekten für die Region,

•	 Keine nachteiligen Auswirkungen auf 
das Stadt- und Landschaftsbild,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes,

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes, der 
Eingriff wird durch entsprechende Maß-
nahmen kompensiert,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Landwirtschaft,

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange der Forstwirtschaft,

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge.

Argumente gegen die Aufstellung 
des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die bei 
Einhaltung der festgesetzten Maßnahmen,  
gegen die Planung sprechen.

Gewichtung und Abwägungs-
fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes wurden die relevan- 
ten Belange umfassend gegeneinander ab- 
gewogen. Die positiven Argumente, dar- 
unter die Umsetzung der städtebaulichen 
Konzeption, überwiegen deutlich. Die Ord-
nung des ruhenden Verkehrs sowie die Be-
reitstellung zusätzlicher Stellplätze für den 
veranstaltungsbezogenen Stellplatzbedarf 
im Umfeld der Ursapharm-Arena sind von 
zentraler Bedeutung. Die Planung dient da-
mit insbesondere der Abwicklung des ru-
henden Verkehrs an Spiel- und Veranstal-
tungstagen mit erhöhtem Besucheraufkom-
men. Es gibt keine negativen Auswirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild, gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse, umwelt-
schützende Belange, die Wohnbedürfnisse 
der Bevölkerung, den Verkehr und die Ver- 
und Entsorgung, den Hochwasserschutz, 
das Klima oder die Land- und Forstwirt-
schaft. Insgesamt kommt die Abwägung zu 
dem Ergebnis, dass eine Umsetzung der 
Planung möglich ist.


